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IM NAMEN DER REPUBLIK 

 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter R in der Beschwerdesache der Bf., über die Be-

schwerde vom 18. März 2019 gegen den Bescheid des Finanzamtes F vom 27. Februar 2019 be-

treffend Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für das Jahr 2014, Steuernummer abc, 

zu Recht erkannt:  

 

Die Beschwerde wird gemäß § 279 BAO als unbegründet abgewiesen.  

Der angefochtene Bescheid bleibt unverändert.  

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig.  

 

Entscheidungsgründe 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt  

1. Mit der am 30. Oktober 2015 beim Finanzamt (elektronisch) eingereichten Einkommensteu-

ererklärung für das Jahr 2014 machte die Abgabepflichtige Kosten einer auswärtigen Berufs-

ausbildung (Pauschale gemäß § 34 Abs. 8 EStG 1988) ihrer Söhne AC und BC als außergewöhnli-

che Belastung geltend, wobei die Dauer der auswärtigen Berufsausbildung am Ausbildungsort 

„PLZ 1“ (Ort 1) des AC mit zwölf Monaten und am Ausbildungsort „PLZ 2“ (Ort 2) des BC eben-

falls mit zwölf Monaten angegeben wurde. Zudem machte sie für die beiden Söhne den Kinder-

freibetrag (für ein haushaltszugehöriges Kind iSd § 106 Abs. 1 EStG 1988) von jeweils 220,00 € 

geltend.  
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Mit Bescheid vom 19. November 2015 wurde die Abgabepflichtige vom Finanzamt antrags- 

und erklärungsgemäß zur Einkommensteuer für das Jahr 2014 veranlagt. Die Kosten für die 

auswärtige Berufsausbildung der beiden Söhne wurden mit 2.640,00 € (24 Monate x 110,00 €) 

als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt, zudem die Kinderfreibeträge gemäß § 106a 

Abs. 1 EStG 1988 mit 440,00 €.  

2. Am 27. Februar 2019 erließ das Finanzamt einen Bescheid betreffend Einkommensteuer für 

das Jahr 2014, mit dem der Erstbescheid vom 19. November 2015 gemäß § 293b BAO berich-

tigt wurde. Zur Begründung wurde ausgeführt, dass die Abgabepflichtige in der Steuererklä-

rung Ort 1 und Ort 2 als Ausbildungs-/Studienorte der beiden Söhne angeführt habe. Aufwen-

dungen für eine auswärtige Berufsausbildung eines Kindes stellten keine außergewöhnliche Be-

lastung dar, wenn auch im Einzugsgebiet des Wohnortes (somit innerhalb von 80 km) eine ent-

sprechende Ausbildungsmöglichkeit bestehe. Da die angeführten Ausbildungs-/Studienorte 

eindeutig im Einzugsgebiet des Wohnortes lägen, stelle diese offensichtlich unrichtige Über-

nahme aus der Steuererklärung einen Berichtigungsgrund gemäß § 293b BAO dar. Die geltend 

gemachten Aufwendungen für die auswärtige Berufsausbildung seien daher nicht zu berück-

sichtigen gewesen.  

Am 27. Februar 2019 erließ das Finanzamt für das Jahr 2014 auch einen Bescheid betreffend 

Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO), der zu einer Abgabenschuld von 56,69 € führte. 

Begründend wurde ausgeführt, dass die Einkommensteuer für das Jahr 2014 am 27. Februar 

2019 mit -449,00 € festgesetzt worden sei. Nach Gegenüberstellung mit dem bisher vorge-

schriebenen Betrag (Gutschrift von -1.590,00 €) ergebe sich eine Nachforderung (Differenzbe-

trag) von 1.141,00 €. Dieser Differenzbetrag werde gemäß § 205 BAO verzinst.  

3. Am 18. März 2019 erhob die Abgabepflichtige fristgerecht Beschwerde gegen den Bescheid 

vom 27. Februar 2019 betreffend Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für das Jahr 

2014, die wie folgt begründet wurde:  

Nach § 293b BAO seien „keine neuen Tatsachen oder Beweismittel aufgetreten“. In der Steuer-

erklärung für das Jahr 2014 sei der Studienort PLZ 1 Ort 1 angegeben worden. Die Abgabe-

pflichtige bezog sich überdies auf die „Lohnsteuerrichtlinien 1999“. Danach stünde der Pausch-

betrag gemäß § 34 Abs. 8 EStG 1988 auch zu, wenn die Fahrzeit mit dem schnellsten öffentli-

chen Verkehrsmittel mehr als eine Stunde betrage. Dabei würden die Wegzeiten von der Woh-

nung zur Einstiegsstelle des öffentlichen Verkehrsmittels bzw. von der Ausstiegsstelle des öf-

fentlichen Verkehrsmittels zur Ausbildungsstätte jeweils nur für Wegstrecken bis 1,5 km außer 

Ansatz bleiben. Im Hinblick auf den Sohn AC müssten diese Wegstrecken infolge Überschrei-

tung dieser Grenze jeweils dazugezählt werden, wobei allein schon die Fahrzeit mit dem Zug 

für die Strecke Bahnhof 1 und Bahnhof 2 über eine Stunde betrage.  

4. Mit Beschwerdevorentscheidung vom 28. März 2019 wurde die Beschwerde gegen den Be-

scheid vom 27. Februar 2019 betreffend Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für das 
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Jahr 2014 vom Finanzamt als unbegründet abgewiesen. Zur Begründung wurde ausgeführt, 

dass sich die Grundlage für die Berechnung der Anspruchszinsen aus dem Bescheidergebnis 

des Einkommensteuerbescheides für das Jahr 2014 ergebe. Da die - ebenfalls eingebrachte - 

Beschwerde gegen den Einkommensteuerbescheid als unbegründet abgewiesen worden sei, 

hätten sich demzufolge die maßgeblichen Werte für die Berechnung der Anspruchszinsen nicht 

verändert.  

5. Am 9. April 2019 stellte die Abgabepflichtige fristgerecht den Antrag auf Entscheidung über 

die Bescheidbeschwerde betreffend Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für das Jahr 

2014 durch das Verwaltungsgericht. Sie wiederholte ihr bisheriges Vorbringen und bezog sich 

ergänzend auf § 2 Abs. 3 der Verordnung über die Berufsausbildung eines Kindes außerhalb 

des Wohnortes, BGBl. Nr. 624/1995 in der für das Streitjahr geltenden Fassung. Ihr Sohn AC 

habe am Ausbildungsort in Ort 1 eine Wohnung, unter der Woche habe er in dieser Studenten-

wohngemeinschaft gelebt.  

6. Mit Vorlagebericht vom 7. Mai 2019 legte das Finanzamt die gegenständliche Beschwerde 

vom 18. März 2019 betreffend Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für das Jahr 2014 

zur Entscheidung durch das Bundesfinanzgericht vor.  

7. Der vorstehende Verfahrensgang (Sachverhalt) ergibt sich aus dem gesamten Akteninhalt 

und ist unbestritten.  

II. Rechtslage  

Gemäß § 205 Abs. 1 BAO sind Differenzbeträge an Einkommensteuer und Körperschaftsteuer, 

die sich aus Abgabenbescheiden unter Außerachtlassung von Anzahlungen (Abs. 3), nach Ge-

genüberstellung mit Vorauszahlungen oder mit der bisher festgesetzt gewesenen Abgabe erge-

ben, für den Zeitraum ab 1. Oktober des dem Jahr des Entstehens des Abgabenanspruchs fol-

genden Jahres bis zum Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser Bescheide zu verzinsen (Anspruchs-

zinsen). Dies gilt sinngemäß für Differenzbeträge aus  

a) Aufhebungen von Abgabenbescheiden,  

b) Bescheiden, die aussprechen, dass eine Veranlagung unterbleibt,  

c) auf Grund völkerrechtlicher Verträge oder gemäß § 240 Abs. 3 BAO erlassenen Rückzah-

lungsbescheiden.  

III. Erwägungen  

1. Nach dem Normzweck des § 205 BAO gleichen Anspruchszinsen die Zinsvorteile bzw. -nach-

teile aus, die für den Abgabepflichtigen dadurch entstehen, dass für eine bestimmte Abgabe 
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der Abgabenanspruch immer zum selben Zeitpunkt - hier für die Einkommensteuer 2014 mit 

Ablauf des Jahres 2014 - entsteht, die Abgabenfestsetzung aber zu unterschiedlichen Zeitpunk-

ten erfolgt.  

2. Anspruchszinsen sind mit Abgabenbescheid (§ 198 BAO) festzusetzen. Bemessungsgrundlage 

ist die jeweilige Nachforderung oder Gutschrift. Anspruchszinsenbescheide sind zwar mit Be-

scheidbeschwerde anfechtbar, etwa mit der Begründung, der maßgebende Einkommensteuer-

bescheid sei nicht zugestellt worden oder der im Zinsenbescheid angenommene Festsetzungs-

zeitpunkt sei unzutreffend. Der Zinsenbescheid ist aber an die im Spruch des zur Nachforde-

rung oder Gutschrift führenden Bescheides ausgewiesene Nachforderung bzw. Gutschrift ge-

bunden (zB VwGH 27.2.2008, 2005/13/0039; VwGH 27.3.2008, 2008/13/0036; VwGH 

29.7.2010, 2008/15/0107; BFG 11.6.2014, RV/6100380/2008; BFG 17.11.2016, 

RV/1100481/2016; BFG 22.6.2017, RV/3100488/2017; BFG 11.9.2019, RV/3100651/2019; BFG 

3.12.2020, RV/7100784/2014; BFG 1.4.2021, RV/2100333/2019). Wegen dieser Bindung ist der 

Zinsenbescheid nicht (mit Aussicht auf Erfolg) mit der Begründung anfechtbar, dass der maßge-

bende Einkommensteuerbescheid inhaltlich rechtswidrig sei (zB BFG 8.10.2019, 

RV/5101005/2017; BFG 1.4.2021, RV/2100333/2019).  

Erweist sich der Stammabgabenbescheid nachträglich als rechtswidrig und wird er entspre-

chend abgeändert (oder aufgehoben), so wird diesem Umstand mit einem an den Abände-

rungsbescheid (Aufhebungsbescheid) gebundenen Zinsenbescheid Rechnung getragen. Es 

ergeht ein weiterer Zinsenbescheid. Es erfolgt daher keine Abänderung des ursprünglichen 

Zinsenbescheides (vgl. zB VwGH 28.5.2009, 2006/15/0316, 2006/15/0332; VwGH 31.1.2019, 

Ro 2018/15/0005; BFG 22.6.2017, RV/3100488/2017; BFG 25.7.2018, RV/7103200/2018; BFG 

20.1.2021, RV/7101211/2016; vgl. auch Ritz/Koran, BAO7, § 205 Rz 32 ff).  

Die Beschwerde vom 18. März 2019 gegen den Bescheid vom 27. Februar 2019 betreffend 

Festsetzung von Anspruchszinsen (§ 205 BAO) für das Jahr 2014 ist daher als unbegründet ab-

zuweisen, unabhängig vom Ausgang der - ebenfalls eingebrachten - Beschwerde gegen den 

Einkommensteuerbescheid für dieses Jahr.  

3. Ergänzend wird vom Bundesfinanzgericht Folgendes festgehalten: Der im vorliegenden Be-

schwerdefall gemäß § 293b BAO berichtigende Stammabgabenbescheid vom 27. Februar 2019 

betreffend Einkommensteuer für das Jahr 2014 ist mittlerweile (am 4. März 2019) gemäß § 307 

Abs. 3 BAO ex lege aus dem Rechtsbestand ausgeschieden (vgl. den Beschluss des Bundesfi-

nanzgerichtes vom 21. März 2022, RV/3100317/2019). Dadurch lebte der ursprüngliche Ein-

kommensteuerbescheid (Erstbescheid) für das Jahr 2014 vom 19. November 2015, mit dem die 

Abgabepflichtige antrags- und erklärungsgemäß zur Einkommensteuer veranlagt wurde, wie-

der auf. Dieser befindet sich derzeit im Rechtsbestand.  
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IV. Zulässigkeit einer Revision  

Gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zu-

lässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zu-

kommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtsho-

fes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisheri-

gen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.  

Im vorliegenden Beschwerdefall wurden keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des 

Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Das Bundesfinanzgericht konnte sich 

auf die zitierte ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes stützen, wonach der 

Zinsenbescheid nicht mit der Begründung anfechtbar ist, dass der maßgebende Einkommen-

steuerbescheid inhaltlich rechtswidrig sei. Die Revision an den Verwaltungsgerichtshof ist da-

her nicht zulässig.  

 

 

 

Innsbruck, am 21. März 2022 

 

5 von 5


	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang und Sachverhalt
	II. Rechtslage
	III. Erwägungen
	IV. Zulässigkeit einer Revision


